
mit der klare Leitplanken gesetzt werden und die klar
dem Gedanken der Freiheit verpflichtet ist.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, auf der Ehrentribüne haben als
Gäste des Landtags Herr Markku Markkula, Präsident
des Ausschusses der Regionen der Europäischen
Union, Herr Jiri Buriánek, Generalsekretär des Aus-
schusses der Regionen, sowie der Kabinettschef des
Präsidenten, Herr Aurel Trandafir, Platz genommen.
Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Ich freue mich, dass Sie und Ihre Begleitung heute bei
uns zu Gast sind. Ich heiße Sie im Namen des Baye-
rischen Landtags noch einmal herzlich willkommen.
Wir wünschen Ihnen einen angenehmen und informa-
tiven Aufenthalt bei uns im Bayerischen Landtag.
Seien Sie noch einmal herzlich gegrüßt.

(Allgemeiner Beifall)

Ich bitte nun Herrn Professor Dr. Piazolo ans Redner-
pult.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine lieben Kollegen! Wir befinden uns jetzt in
der Zweiten Lesung des Mediengesetzes. Wir sollten
deshalb einmal zurückschauen auf das, was passiert
ist. Ich muss sagen, der Start zu diesen Beratungen
war reichlich schlecht. Es gab einen Runden Tisch.
Das Wort passt aber nicht; denn der Tisch war eigent-
lich nicht rund. Vielleicht war er eckig. Er war vor
allem deshalb nicht rund, weil nicht alle, die dort hin-
gehört hätten, auch dort Platz gefunden haben. Gera-
de die kleineren Anbieter sind eher übergangen wor-
den. Frau Staatsministerin, insbesondere die
Opposition war nicht dabei.

Das hatte Konsequenzen. Die Konsequenz war, dass
es zu einer Anhörung kam, um diese Interessen ein-
zuspielen. Herr Kollege Blume hat es gerade gesagt:
Diese Anhörung war eine Minderheitenanhörung und
kam gegen die Stimmen der CSU zustande. Aufgrund
dieser Anhörung kam jedoch eine ganze Reihe von
Änderungsanträgen, gerade aus der CSU-Fraktion.
Herr Kollege Blume hat es deutlich gemacht: Diese
Anhörung war gut. Wenn der Runde Tisch von Anfang
an richtig aufgestellt gewesen wäre und man einen
breiteren Ansatz gewählt hätte, hätten wir uns diese
Anhörung sparen können. Alle Seiten anzuhören, ist
nach meiner Auffassung nicht nur eine parlamentari-
sche Gepflogenheit, sondern sollte in einem demokra-

tischen Staat üblich sein. Schon am Anfang sollte mit
allen gesprochen und niemand übergangen werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nun aber zum Inhalt des Gesetzes: Da ist es ganz
sinnvoll – die Juristen wissen das –, zunächst einmal
auf die Ratio zu sehen, auf das, was mit einem sol-
chen Gesetz geplant und gedacht worden ist. Hier be-
ginnen schon die Probleme. Sehen wir uns einmal die
Situation an, die schon beschrieben worden ist. In der
Medienlandschaft werden die Herausforderungen grö-
ßer, und der Markt wird immer mehr umkämpft. Im
Moment mischt eine ganze Reihe von Global Playern
den Medienmarkt auf: Amazon, Google, Netflix und
viele mehr dringen nicht nur in den Markt ein, nein, sie
wollen diesen Markt auch beherrschen.

Die Frage lautet: Wie reagiert man auf solche Heraus-
forderungen? Wir können uns nicht abschotten. Das
geht in einer digitalisierten Welt nicht. Wir FREIEN
WÄHLER wollen das, was Bestand hat und was uns
wichtig ist, schützen: Das sind die lokalen und regio-
nalen Rundfunkanstalten und Fernsehanbieter in Bay-
ern. Aufgrund der Leistungen, die diese Anbieter in
den letzten Jahren erbracht haben, haben sie diesen
Schutz auch verdient.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, uns FREI-
EN WÄHLERN sind gerade die lokalen und regiona-
len Anbieter enorm wichtig. Durch das jetzt vorliegen-
de Gesetz ist der Schutz dieser Anbieter geschwächt
worden. Darüber sind wir uns wohl einig. Hier sehen
wir die Folgen der Verlagerung der Medienpolitik von
der Staatskanzlei in das Wirtschaftsministerium. Die-
ses Gesetz ist von anderen Ideen durchzogen. Dieses
Gesetz ist durch eine stärkere Wettbewerbsfreiheit
und eine stärkere Orientierung am Markt geprägt. Die
Frage lautet, ob wir das in einem Rundfunkgesetz vor
dem Hintergrund, dass dort eben keine Waffengleich-
heit herrscht, wirklich wollen.

Wir FREIEN WÄHLER und ich persönlich sind der
Auffassung: Die Genehmigungs- und die Anzeige-
pflicht, wie sie bestanden hat, war schon ganz gut.
Wir wollen Zusammenschlüsse von lokalen und regio-
nalen Sendern nicht verhindern. Wir wollen aber, dass
solche Zusammenschlüsse genau kontrolliert werden;
denn schon die letzten Jahre haben gezeigt, dass die
Medienvielfalt in Bayern durchaus gelitten hat. Diese
Entwicklung wollen wir nicht fortschreiben. Wir FREI-
EN WÄHLER wollen die Vielfalt der Medien in Bayern,
bezogen auf die Anzahl und die inhaltliche Ausgestal-
tung, nicht nur erhalten wissen, sondern ausbauen.
Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses Ziel
wird durch dieses Gesetz nicht nur nicht garantiert,
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